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WIR IN DEN KOMMUNEN

WORKSHOPS:

ZUKUNFTSRAUM KOMMUNE
· Verwaltungsmodernisierung – Agenda für die zukunftsweisende Kommune
· Kommunalwirtschaft – Ressourcen und Versorgung in kommunaler Hand
· Kooperationen und Netzwerke – Erfolgsgaranten für die Kommune
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· Breitbandausbau – Standortfaktor für den ländlichen Raum
· Abwanderung stoppen – Gemeinden und Regionen stärken
· Intelligente Infrastruktur – Motor für Wirtschaft und Gesellschaft

URBANE RÄUME
· Wohnraum scha� en – Optionen und Strategien für Politik und Verwaltung
· Stadtentwicklung – Gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern
· Wachsende Städte – Wachsende Infrastrukturbedarfe

Es erwarten Sie hochrangige Referenten aus Bund, Ländern und Kommunen, u.a. 
Dr. Barbara Hendricks,  Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, 
Olaf Scholz, Erster Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg, 
Dr. Katarina Barley, Generalsekretärin der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands.
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11. DEMO-Kommunalkongress
Berlin | 3.–4. November 2016
KOSMOS  |  Karl-Marx-Allee 131a  |  10243 Berlin

Infos und Anmeldung unter:
www.demo-kommunalkongress.de

teil|ha|ben: beteiligt sein; teilnehmen; partizipie-
ren. soviel zu der Bedeutungserklärung im Duden, 
aber was verstehen wir eigentlich unter Teilhabe? 
Die jüngst stattgefundenen landtagswahlen in 
mecklenburg-vorpommern und Berlin wiesen eine 
höhere Wahlbeteiligung auf als die Wahlen im Jahr 
2011: plus 10,4% in mecklenburg-vorpommern und 
plus 6,7% in Berlin. ein Grund zur Freude und der 
ausdruck von mehr demokratischer Teilhabe? Die 
hohen ergebnisse für die afD lassen einen ande-
ren schluss zu: hier sind viele menschen (wieder) 
an die urne gegangen, gerade weil sie sich nicht 
beteiligt und nicht ausreichend repräsentiert durch 
die bisherige Parteienlandschaft fühlen. Weiterhin 
kann nichts darüber hinwegtäuschen, dass seit 
längerem bei Wahlen (insbesondere auf kommu-
naler ebene) vor allem eine „Partei“ stark ist: Die 
„Partei“ der nichtwähler. 

Teilhabe für alle?
neben der Teilnahme an repräsentativen Wahlen 
gibt es mittlerweile viele Wege für Bürgerinnen 
und Bürger, sich einzubringen und ihr lebensum-
feld mitzugestalten – Bürgerbeteiligung erfreut 
sich größter Beliebtheit und gilt vielen als allheil-
mittel für die revitalisierung der demokratischen 
Partizipation. neben vielen innovativen Beispielen 
einer lebendigen und gelingenden Beteiligungs-
kultur wird aber auch Kritik laut. Diese bezieht 
sich nicht nur darauf, dass Beteiligung oft nur In-

Politische Partizipation  
in Kommunen
Zur einführung in das Thema

Autorin Frauke Janßen

formation über bereits entschiedenes meint und 
keine reale mitbestimmungsmöglichkeit bietet. 
Im Kern steht die Frage, ob Bürgerbeteiligung in 
ihrem Zuschnitt nicht oftmals politische und sozi-
ale ungleichheit reproduziere statt demokratische 
Teilhabe für verschiedene milieus zu befördern. 
Damit beschäftigt sich auch Dr. Thomas Kuder 
vom vhw-Bundesverband für Wohnen und stadt-
entwicklung e.v. in seinem Beitrag. er stellt die 
Frage, wie Partizipation in der lokalen Demokratie 
organisiert werden kann und was notwendig ist, 
um Beteiligungsverfahren so zu gestalten, dass 
soziale und politische ungleichheiten durch Bür-
gerbeteiligung nicht noch verstärkt werden – also 
keine Demokratie von etablierten entsteht. 

Partizipation organisieren
Bürgerinnen und Bürger auch in konkrete ent-
scheidungsprozesse frühzeitig auf augenhöhe 
einbinden kann zu tragfähigen entscheidungen 
führen und Frustration vermeiden. Trotzdem sind 
Formen der direkten einbindung von Bürgerinnen 
und Bürgern in entscheidungen nicht ohne Brü-
che im politischen aushandlungsprozess. ramona 
schumann, Bürgermeisterin der stadt Pattensen in 
der region hannover, beleuchtet in ihrem Beitrag 
wo Beteiligungsformen ihre Grenze erfahren und 
wie Politik und verwaltung mit einem gesteiger-
ten Bedürfnis nach Beteiligung umgehen, insbe-
sondere vor dem hintergrund der Digitalisierung.

Die Beiträge von Jann Jakobs, oberbürgermeis-
ter der landeshauptstadt Potsdam und valentina 
Kerst, co-Gründerin der Initiative Internetstadt 
Köln geben einblick in zwei konkrete Beteiligungs-
prozesse. Die stadtverordnetenversammlung der 
stadt Potsdam hat im Juni dieses Jahres die ver-
stetigung des modellprojektes „strukturierte Bür-
gerbeteiligung“ in Potsdam beschlossen – eine Be-
stätigung diesen Weg der Beteiligung in Potsdam 
weiter zu gehen und gleichzeitig die aufforderung 
weiterhin im stetigen entwicklungsprozess zu blei-
ben, wie Jann Jakobs beschreibt. auch valentina 
Kerst beschreibt einen entwicklungs-, vor allem 
aber auch erkenntnisprozess, der in der Überzeu-
gung mündet, dass der erfolgreiche umgang mit 
dem Thema Digitalisierung in Kommunen nur mit 
breiter Beteiligung erfolgreich sein wird. Wir wün-
schen den leserinnen und lesern dieser ausgabe 
im wahrsten sinne des Wortes neue Impulse für 
die Weiterentwicklung der lokalen Demokratie in 
ihrem umfeld.
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W ie oft haben sie in den letzten mona-
ten und Jahren folgenden oder ähnli-
chen satz gehört: „Die Digitalisierung 

verändert unser leben.“ oft? vielleicht sogar zu oft. 
Dennoch: Das Thema „Digitalisierung“ ist in der Ge-
sellschaft angekommen. laut arD/ZDF-onlinestu-
die haben heute mittlerweile 80% der Deutschen 
Zugang zum Internet. Interessant ist, dass 63% von 
dieser Gruppe das Internet täglich nutzen. Täglich! 
In summe sind das 44,5 millionen menschen pro 
Tag. Dazu kommt die mobile Internetnutzung mit 
smartphones und Tablets, die die Internetnutzung 
noch einfacher macht und daher bei den Bürgerin-
nen und Bürgern sehr beliebt ist. und dann sind da 
noch die sozialen netzwerke: Zwei Drittel aller In-
ternetnutzerInnen sind in einem sozialen netzwerk 
aktiv. 

Idee der Internetstadt Köln
Dass das Internet große veränderungen mit sich 
bringt, wurde 2009 in Köln intensiv thematisiert. 
Was verändert die Digitalisierung genau? Welche 
Bereiche in Gesellschaft, Wirtschaft und verwal-
tung werden sich in den kommenden Jahren den 
herausforderungen stellen müssen? Wie kann eine 
Kommune die Bürgerinnen und Bürger mitnehmen? 
rückblickend betrachtet eine sehr interessante Zeit. 
Denn damals waren die Gegebenheiten vollkommen 
anders: Deutlich weniger menschen (67,1%) hatten 
Zugang zum Internet. Damals waren nur 24,7% der 
rentner online; heute sind es 56,9%. mehr als dop-
pelt so viele. Im Jahr 2009 war das iPhone erst seit 
zwei Jahren auf dem markt. Das iPad war noch gar 
nicht vorgestellt. Facebook, Whatsapp waren keine 
massenmedien.

Dennoch wurde das Potenzial erkannt. Die Di-
gitalisierung als chance. Was war also zu tun? er-
kenntnisse sind gut. aber um etwas zu verändern, 
brauchte es eine konkrete Idee. eine strategie, die 
umgesetzt werden konnte, damit man als Kom-
mune wirklich zukunftsweisend aufgestellt ist. so 
entstand 2009 die Idee, eine Initiative ins leben zu 
rufen. eine Initiative, die sich mit dem Thema „Digi-
talisierung“ aus sicht der Kommune beschäftigt: Die 
Internetstadt Köln.

Aufbau 
Die Beteiligten der Internetstadt Köln wussten, dass 
Digitalisierung nicht nur Industrie 4.0, startups, 
eGovernment oder Breitbandausbau ist. Die Digi-
talisierung verändert alle Bereiche unseres lebens. 

so heißt es später in dem Papier der Internetstadt 
Köln: „(...) schon diese Kurzliste der Themenberei-
che macht deutlich, dass die entwicklung Kölns zur 
‚Internetstadt Köln‘ weit über die handlungsfelder 
der stadtverwaltung hinaus reicht. Die ‚Digitale 
stadt‘ ist ein umfassendes Querschnittsthema für 
die gesamte stadtgesellschaft (...)“

Daraus resultierend erarbeitete die stadtverwal-
tung auch folgende inhaltliche struktur:
1. Das multi-stakeholder-Projekt „Internetstadt 
 Köln“ 
2. Das „Bildungsnetzwerk Internet-Kompetenz“ 
3. open Government, „Digitale Bürgerdienste“, 
 Partizipation 
4. unterstützung der Internetwirtschaft 
5. ausbau der Internet-Infrastruktur 
6. neue arbeits- und lebensmodelle 
7. Internet-Technologie und kommunale 
 Infrastruktur 

Diese erkenntnis zum Querschnitt war neu und 
sie ist auch heute noch nicht in einzelnen entschei-
dungsebenen angekommen. aber die Digitalisie-
rung als Querschnittsthema zu begreifen, machte 
die Initiative erfolgreich. Besonders auf der ebene 
der Beteiligung. Plötzlich waren nicht nur einzel-
ne Gruppen involviert, sondern jede Person, jeder 
verein und jede Institution. um diese Besonderheit 
wussten die Beteiligten, so dass es weiter im Pa-
pier heißt:„(…) ein ganz wesentlicher erfolgsfaktor 
ist das gemeinsame, nachhaltige, Identität stiftende 
und erhaltende engagement aller Beteiligten.“ 

Startschuss Stakeholder und Beteiligung
Bevor es zu dem nun mehrfach zitierten Papier der 
Internetstadt gekommen ist, wurde ein gemeinsa-
mer Prozess aufgesetzt. hier hat die sPD-Fraktion 
im rat der stadt Köln eine wichtige rolle eingenom-
men. Denn diese lud eine große Zahl an Gästen zum 
ersten physischen Treffen zum Thema „Internet-
stadt Köln“. Ziel war es, die Idee vorzustellen und 
gemeinsam zu überlegen, wie diese konkret umge-
setzt werden könnte. Bereits bei der einladung der 
Gäste wurde darauf geachtet, dass die Zusammen-
stellung heterogen ist und dass von anfang an die 
unterschiedlichen stakeholder zusammenkommen. 
Diese Idee wurde von vielen Teilnehmern sehr po-
sitiv aufgenommen. Das zeigte sich dann auch bei 
dem Treffen. Im Dezember 2009 kamen insgesamt 
180 Personen aus der gesamten stadtgesellschaft in 
den ratssaal der stadt Köln und erlebten damit den 
startschuss der Initiative Internetstadt Köln. 

Beteiligungsprozess
Die erste Beteiligung an der Initiative Internetstadt 
war eben diese veranstaltung im Dezember 2009. 
es war eine klassische veranstaltung mit experten, 
die die aspekte der Digitalisierung beleuchteten 
und auch aufzeigten, wie sich eine Kommune digi-
talisieren kann. Bevor es also an die konkrete arbeit 
und umsetzung ging, wurden bereits mit der ver-
anstaltung möglichkeiten für die TeilnehmerInnen 
eröffnet, sich mit Ideen einzubringen. 

Die sPD-Fraktion hatte insgesamt folgende Ins-
trumente für einen Beteiligungsprozess erarbeitet:
Multi-Stakeholder-Ansatz
Dieser beruht darauf, alle Interessengruppen (stake-
holder), die am Wohlergehen eines Projektes oder 
Prozesses interessiert sind, in eben dieses mit einzu-
beziehen. Der spezielle aspekt dabei ist, dass nicht 
nur diejenigen einbezogen werden, ohne deren un-
terstützung das Projekt nicht überlebensfähig wäre 
(shareholder). 
Online-Beteiligung 
Gemeinsam mit dem Forum netzpolitik der Köln-
sPD wurde eine online-Plattform eingeführt, bei 
der Interessierte direkt Ideen einbringen und kom-
mentieren konnten. es wurde darauf verzichtet, ei-
nen anmelde-login anzubieten. stattdessen wurde 
technisch eingeführt, dass user sich anhand ihrer 
mailadresse sofort und ohne anmeldung beteiligen 
konnten. Diese ergebnisse flossen anschließend in 
die weitere Diskussion mit ein. 
Barcamp
Den Initiatoren der Internetstadt war wichtig, dass 
sich der Beteiligungsprozess nicht nur auf das In-
ternet reduziert. Daher fand im Dezember 2011 das 
Barcamp zur Internetstadt statt. ein Instrument, 
welches bereits in vielen anderen Kommunen eben-
falls umgesetzt worden ist und dabei helfen soll, 
gute Ideen zu entwickeln und zielgerichtet zu ar-
beiten.
Weitere Treffen 
neben der online-Beteiligung und dem Barcamp 
lud die sPD-Fraktion zu weiteren Treffen ein, um 
alle stakeholder einzubinden. 
so brachte die sPD-Fraktion am 20. Juni 2010 – al-
so knapp sechs monate nach dem auftakttreffen 
mit 180 TeilnehmerInnen – den ratsantrag für die 
Internetstadt im rat der stadt Köln ein. Der rat be-
schloss die Internetstadt und beauftragte damit die 
verwaltung, ein Gesamtkonzept zur „Internetstadt 
Köln“ vorzulegen. 

Im sommer 2012 legte die stadtverwaltung dann 
das 50-seitige Papier zur Internetstadt Köln vor. Der 
bereits erwähnte inhaltliche aufbau wurde en detail 
erläutert. handlungsempfehlungen waren bereits 
formuliert und boten die möglichkeit, direkt in die 
umsetzungsphase zu gehen. ein Bereich nahm al-
lerdings – wie bereits vor dem Beschluss im rat – ei-
ne wichtige rolle ein: Der multi-stakeholder-ansatz. 

Wichtigstes Instrument: Konkretes  
Multi-Stakeholder-Modell für eine Kommune
Die schwierigkeit bei der leitung von multi-sta-
keholder-Projekten ist, dass man üblicherweise 

davon ausgeht, die leitung des Projektes sei das, 
was die Führungsperson des Projektes tut. Die Füh-
rungsperson würde also leiten und die Teilnehmer 
müssten folgen. Die entstehung eines kooperativen 
Führungsstils hat indes zu einer neuorientierung 
geführt. Das neue selbstverständnis der Führungs-
person ist, als Dienstleister für die Projektteilnehmer 
zu agieren. Dadurch verantworten die Projektteil-
nehmer selbst die leitung und Weiterentwicklung 
des Projektes. Damit verlagert sich die Führungs-
verantwortung weg von der Führungsperson, hin 
zu visionärer Führung im sinne eines gemeinsamen 
Ziels und einer gemeinsamen vision. 

Wenn dieses gemeinsame Ziel und diese ge-
meinsame vision klar verstanden sind und die 
Projektteilnehmer sich ehrlich damit identifizieren, 
dann können sich die Teilnehmer selbst leiten und 
gemeinsam ihre eigene vision real werden lassen. 

Im Kontext nachhaltiger entwicklung bedeu-
tet dieser neue Führungsstil nicht mehr „Kontrolle 
behalten“ oder „anweisungen erteilen“. vielmehr 
drückt sich die Führungsaufgabe zum einen darin 
aus, Projektteilnehmern und der Gesellschaft als 
Ganzem zu dienen, und zum anderen, verantwor-
tung zu übertragen. Diese art der leitung fördert 
gemeinsame entscheidungen und gemeinsames 
handeln und gewinnt seine motivation aus dem 
gemeinsamen Bekenntnis zu chancengleichheit 
und dem Wohlergehen der Gesellschaft. multi-sta-
keholder-Prozesse stellen ein modell zur verfügung, 
durch das neue Formen der leitung entwickelt und 
erprobt werden können. 

Kernelemente des Kölner multi-stakeholder-Pro-
jektes sind: 
•	ein Forum aller Beteiligten, 
•	 Themen-module mit prozessverantwortlichen 

Kernteams, 
•	eine verwaltungsinterne aG Internet 
•	und eine steuergruppe beim oberbürgermeister. 

Die stakeholder aus der stadtgesellschaft – inter-
net-interessierte Bürgerinnen und Bürger, Internet-
Initiativen und -unternehmen, Fachverbände und 
stadtnahe Gesellschaften – bringen Know-how aus 
ihren jeweiligen Fachbereichen ein. Der stakehol-
der stadt Köln bringt seine Fachkompetenzen ein, 
arbeitet mit den Partnern innerhalb der module zu-
sammen und stellt eine reihe von Basisressourcen 
zur verfügung. Die Zusammenarbeit im stakehol-
der-Projekt „Internetstadt Köln“ erfolgt grundsätz-
lich unentgeltlich. Im Innenverhältnis „stadt Köln“ 
dienen die ergebnisse aus dem stakeholder-Projekt 
der umsetzung von verwaltungsprojekten bezie-
hungsweise der vorbereitung dazu notwendiger 
ratsentscheidungen. 
Das „Forum Internetstadt Köln“ 
Das öffentliche Forum dient als vollversammlung 
der Projektbeteiligten der umfassenden Information 
und Kommunikation. es findet zweimal im Jahr statt 
und ist bewusst als element persönlicher, individu-
eller Kommunikation in das Internetstadt-Projekt 
gesetzt. 
Themen-Module und Kernteams 
Die inhaltliche Zusammenarbeit wird über Themen-

module organisiert. Generell sind alle handlungsfel-
der, die im Konzept unter den sieben leitzielen be-
schrieben sind, aus sicht der verwaltung mögliche 
Themen-module. Weitere Themen-module finden 
sich in der regel während der Forumssitzungen be-
ziehungsweise online auf der Basis von gemeinsa-
men thematischen Interessen zusammen. Die The-
menmodule stehen allen fachlich interessierten Bür-
gerinnen und Bürgern offen. sie tagen öffentlich. 
Die Termine der arbeitssitzungen werden frühzeitig 
bekannt gemacht. Die Bürgerschaft ist ausdrücklich 
aufgerufen, sich an der Fortentwicklung der einzel-
nen Themen zu beteiligen. 
Die Steuergruppe 
Die arbeit in der steuergruppe dient der Gesamt-
koordination und Weiterentwicklung des Projekts 
„Internetstadt Köln“. Jedes Themen-modul ist in der 
steuergruppe vertreten. Die steuergruppe versteht 
sich als Dienstleister für den Gesamtprozess. In die-
sem sinne wird die leitung und Geschäftsführung 
der steuergruppe vom amt des oberbürgermeis-
ters wahrgenommen. hier ist auch der zentrale an-
sprechpartner für das Gesamtprojekt „Internetstadt 
Köln“ als schnittstelle nach außen und innerhalb 
der stadtverwaltung angesiedelt. 
AG Internet 
Innerhalb der stadtverwaltung arbeiten die am 
Prozess beteiligten Dezernate sowie Dienststellen 
innerhalb der „aG Internet“ zusammen. Wichtig 
hierbei war, dass die Federführung für die aG In-
ternet beim amt des oberbürgermeisters lag. Den 
einzelnen Dezernaten und Dienststellen obliegt die 
Federführung für ihre jeweiligen Fachinhalte im 
rahmen des Projektes. 

Kommunikation, Dokumentation  
und Information 
Diemodule und die steuergruppe dokumentieren 
unmittelbar, vollständig und leicht zugänglich im In-
ternet. Die Dokumentationsform wird in den ersten 
sitzungen von der steuerungsgruppe (und damit 
auch den modulen selbst) festgelegt. 

Die verwaltung berichtet dem rat der stadt Köln 
regelmäßig über das multi- stakeholder-Projekt „In-
ternetstadt Köln“. 

Dieser umfassende und konkret ausgearbeitete 
Beteiligungsprozess hatte damit alle Kriterien eines 
multi-stakeholder-Prozesses für eine kommunale 
ebene herausgearbeitet.

Ergebnisse
seit der Idee im Jahr 2009 sind sieben Jahre vergan-
gen. Folgende inhaltliche ergebnisse wurden erzielt: 
1. Bei open Data ist Köln eine der führenden 
 Kommunen
2. Kultur und Digitalisierung: heute werden aus 
 der Kölner Philharmonie Konzerte live ins netz 
 gespielt.
3. schulen in Köln wurden über die Jahre fit für 
 das Internet gemacht. Das größte Barcamp zum 
 Thema „Digitale Bildung“ findet in Köln statt.
4. livestream aus dem rat der stadt Köln
5. Öffentliches und kostenloses Wlan wird in 

 Köln auch über das stadteigene unternehmen 
 im gesamten Innenstadt-Bereich sowie einigen 
 veedeln kostenlos angeboten.

Der Querschnitt der Themen ist sehr gut zu er-
kennen. viele Dezernate und amtsleiter beschäfti-
gen sich mit der Digitalisierung. ein wichtiger er-
folg, der auf der Idee der Internetstadt beruht. al-
lerdings: viele Themen werden isoliert, übertrieben 
oder gar nicht angegangen.

und der Beteiligungsprozess? nach den Impul-
sen der sPD-ratsfraktion wurde keine der Ideen des 
multi-stakeholder-Prozesses umgesetzt. eine bitte-
re erkenntnis, die durch unterschiedliche Faktoren 
entstanden ist. heute beschäftigen sich viele in der 
stadt mit der Digitalisierung. eine vernetzung – un-
ter der leitung der stadtspitze – findet nicht statt.

Erkenntnisse
ein rezept für erfolgreiche Bürgerbeteiligung ist 
eine herausforderung. allerdings gibt es einige er-
kenntnisse, die für den erfolg wichtig sind:
1. Führungskräfte
es bedarf Personen, die zwei Dinge erfüllen müs-
sen: entscheidungen in der gesamten stadtverwal-
tung durchsetzen sowie Bewertungskompetenz bei 
dem entsprechenden Thema.
2. Digitale vorbilder in den stadtverwaltungen 
Diese werden die entsprechenden multiplikatoren 
in einem netzwerk ansprechen und motivieren, sich 
einzubringen.
3. sich selbst als stakeholder verstehen.
auf augenhöhe mit den Beteiligten zu reden und 
den austausch tatsächlich wollen.
4. menschen kommunizieren über das netz. Das 
muss genutzt werden.
Beteiligungsprozesse scheiterten in der vergangen-
heit an technischen Problemen wie logIn, Daten-
schutz. Durch neue Kommunikationsmedien sind 
die hürden der Beteiligung heute deutlich geringer.
5. nachhaltigkeit

erfolgreich sein kann nur die Kommune, die das 
Thema langfristig betrachtet. Beteiligung braucht 
Zeit. sie muss vertrauen schaffen, um ergebnisse 
liefern zu können. 

nach sieben Jahren ist meine persönliche er-
kenntnis: Die Digitalisierung wird nur unter Be-
teiligung aller erfolgreich sein. ein Zurück in alte, 
traditionelle hintergrundgespräche verliert sich im 
„Klein-Klein“. Das Fatale: Dadurch verliert man viel 
Zeit. Zeit, die in der Digitalisierung schnell zum Boo-
merang wird. Was heute noch aktuell ist, interes-
siert in einem Jahr schon kaum mehr. Impulse durch 
viele Beteiligte, die anschließende vernetzung und 
umsetzung bietet die chance, Themen gemeinsam 
und zukunftsweisend zu gestalten.

Valentina Kerst 
Co-Gründerin der Initiative  
Internetstadt Köln 
www.valentina-kerst.de

Teilhabe in der  
Internetstadt Köln
ein erkenntnisprozess 

Autorin Valentina Kerst
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V or dem hintergrund des gesellschaftlichen 
Wandels der letzten Jahrzehnte sind auch 
im politischen Gefüge der Bundesrepublik 

signifikante verwerfungen zu konstatieren. Wäh-
rend die klassischen Formen der politischen Willens-
bildung in der repräsentativen Demokratie gerade 
auch auf lokaler ebene einen bemerkenswerten Be-
deutungsverlust erfahren, machen die klassischen 
Formen von Bürgerbeteiligung eine beachtliche 
Karriere und gewinnen im politischen alltag zuneh-
mend an Bedeutung. 

allerdings hat die Politikwissenschaft in den letz-
ten Jahren verstärkt darauf hingewiesen, dass sich 
die bekannten ausprägungen politischer ungleich-
heit, z.B. bei der parteipolitischen mitwirkung und 
Wahlbeteiligung, ebenso, wenn nicht noch stärker, 
auch in der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
manifestieren. Der nachfolgende Beitrag geht vor 
diesem hintergrund der Frage nach, ob die lokale 
Demokratie somit eine Demokratie der etablierten 
ist und wie sich ggf. ein signifikantes mehr an poli-
tischer Gleichheit und Gerechtigkeit erreichen ließe. 

Die repräsentative Demokratie steckt in einer la-
tenten Krise, so die provokante These, die vor allem 
im mitgliederschwund der Parteien und der lang-
fristig sinkenden Beteiligung an Wahlen eine innere 
aushöhlung der Demokratie vermutet (z.B. crouch 
1996). aber auch wenn man eher vom Wandel als 
von Krise sprechen mag, gilt es, die aktuellen Be-
funde ernst zu nehmen: seit Beginn der 1990er Jah-
re haben die Parteien in der Bundesrepublik nach 
neuesten studien bis heute rund die hälfte ihrer 
mitglieder verloren (niedermayer 2016). Insbeson-
dere auf kommunaler ebene erfahren sie signifikan-
te Bedeutungseinbußen. Darauf deuten auch die 
repräsentativen ergebnisse der vhw / sinus–Trend-
studie (2015) hin, wenn etwa nur noch ein viertel 
der rund 2100 bundesweit Befragten die arbeit der 
Parteien als zuverlässig wahrnimmt oder sich bei ei-
nem anliegen mit der Bitte um unterstützung an 
lokale Parteien wenden würde.

offensichtlich, wenngleich vielschichtiger, sind 
die Bedeutungseinbußen bei Wahlen. Diese haben 
im Trend der letzten Jahrzehnte kontinuierliche, in 
der summe signifikante rückgänge bei der Wahl-
beteiligung hervorgebracht, was sich in vielen land-
tagswahlen zeigt, z.B. im land Brandenburg 2014 
mit einer Wahlbeteiligung von 47,9 Prozent. vor 
allem zeigt es sich daran, dass heute vielerorts die 
Gruppe der nichtwähler, wenn man so will, „die 
stärkste Partei“ stellt. Dies gilt z.B. für eine Wahlent-

Lokale Demokratie als  
Demokratie der Etablierten? 
Wege zur Partizipation unterrepräsentierter Gruppen

Autor Dr. Thomas Kuder

haltung von 38,4 Prozent bei der landtagswahl in 
mecklenburg-vorpommern 2016 und noch viel 
mehr für die jüngsten Kommunalwahlen in hessen, 
bei denen die Gruppe der nichtwähler mit rund 50 
Prozent größer ist als alle Parteien zusammen.

Sozialräumliche Spaltung 
erschwerend kommt die sozialräumliche spaltung 
bei der demokratischen mitwirkung durch Wahlen 
hinzu, die deutliche Zusammenhänge zwischen der 
finanziellen leistungsstärke und milieuzugehörig-
keit der haushalte in verschiedenen stadtquartieren 
und der relativen höhe der Wahlbeteiligung erken-
nen lässt (hallenberg 2014). Diese sachverhalte fin-
den sich auch in den milieuorientierten Befunden 
der vhw / sinus – Trendstudie wieder. Gefragt wur-
de z.B., welche Wichtigkeit der Teilnahme an Wah-
len zuzusprechen sei. Die Befragten aus dem gut 
situierten milieu der liberal-Intellektuellen antwor-
teten zu 55 Prozent, dass sie dem eine sehr hohe 
Wichtigkeit beimessen, während nur 26 Prozent der 
menschen mit prekären lebensbedingungen dem 
zustimmten. auch die Wahl von Politikern erachten 
sehr viel mehr haushalte mit überdurchschnittlich 
hohem, gegenüber haushalten mit unterdurch-
schnittlich geringem einkommen als sehr wichtig.

man könnte diese Befunde, die in ähnlicher Form 
in vielen westlichen Demokratien auftreten, sicher 
als „unproblematisch“ erachten, ginge damit nicht 
ein erheblicher verlust an politischer legitimation 
einher, der – vor allem wenn sie gestellt wird – an 
der Frage festzumachen ist, ob die Gewählten tat-
sächlich noch hinreichend legitimiert sind, eine Be-
völkerung zu vertreten, die sie mehrheitlich nicht 
hat wählen wollen.

auf der anderen, dieser Form der Krisenrheto-
rik eher abgewandten seite ist allerdings auch zu 
konstatieren, dass die repräsentative Demokratie in 
der Bundesrepublik über viele direktdemokratische 
und dialogorientierte Instrumente verfügt, z.B. Bür-
gerbeteiligung, und damit jenseits der klassischen 
mitwirkungsformen auch über stabilisierende, leis-
tungsstarke möglichkeiten der direkten rückkopp-
lung zwischen staat und Gesellschaft (merkel 2015). 
und in der Tat gehört die Bürgerbeteiligung in städ-
ten und Gemeinden seit vielen Jahrzehnten – und 
heute mehr denn je – zum „guten Ton“ des kom-
munalen handelns. 

meist sind in der klassischen Bürgerbeteiligung 
die Kommunen auch verfahrensträger, das heißt, 
sie legen das konkrete vorhaben und die Tages-
ordnung fest. Die „Betroffenen“ werden eingela-
den und man freut sich bei Politik und verwaltung, 
wenn neben den experten möglichst viele Bürgerin-
nen und Bürger anwesend sind. Die Teilnehmenden 
werden dann möglichst ausführlich über anstehen-
de, gerne aber auch über bereits entschiedene Pla-
nungen in Kenntnis gesetzt, wodurch man, so die 
mitunter etwas sarkastisch zugespitzte erwartung, 
„den Bürger abzuholen und mitzunehmen“ hofft. 
In wichtigen Fällen, wenn es Zeit und Kapazitäten 
erlauben, wird zudem eine von rund sechzig Be-
teiligungsformen ausprobiert, z.B. eine charette. 
Wichtige anregungen und Bedenken werden auf-

genommen, im nächsten schritt dann von der ver-
waltung der abwägung unterzogen und ggf. bei 
der vorbereitung einer entscheidung berücksich-
tigt, bevor das ergebnis dessen dem Gemeinderat 
zur endgültigen Beschlussfassung übermittelt wird.

In einem ersten Zwischenfazit spricht also einiges 
dafür, dass sich unsere repräsentative Demokratie 
nicht nur in einer schwierigen umbruchsituation, 
sondern zugleich auch in einem innovativen Prozess 
des demokratischen Wandels befindet, bei dem 
nach und nach die klassischen, altbewährten For-
men der demokratischen mitwirkung ergänzt und 
erweitert werden um neue, vor allem themenspe-
zifisch zugeschnittene, dialogische Beteiligungsfor-
men.

So weit – so gut?
man kann sich heute als Beobachter lokalpolitischer 
Beteiligungsprozesse des eindrucks kaum erwehren, 
es gebe in sachen Bürgerbeteiligung nur noch we-
nig utopische energie und keine Innovationen mehr 
zu konstatieren und auch der erwähnte „gute Ton“ 
des kommunalen handelns habe sich im lauf der 
Zeit merklich abgeschliffen. Der selbstzufriedenheit 
vieler städte über ordentliche Teilnehmerzahlen in 
routiniert und professionell durchgeführten verfah-
ren steht heute aber eine nicht minder deutliche 
Kritik an der Bürgerbeteiligung durch Politik und 
Wissenschaft gegenüber, wie sie auch die repräsen-
tative Demokratie in aktuellen Diskursen erfährt. 
Diese Kritik richtet sich, neben Qualitätsdefiziten in 
der Bürgerbeteiligung, vornehmlich gegen die darin 
reproduzierte politische ungleichheit.

so kranken Beteiligungsverfahren sehr häu-
fig an einer vorab „von oben“ festgelegten, meist 
eindimensionalen Themensetzung (agenda), bei 
der die komplexen Bedürfnisse und Interessen der 
menschen in ihrer ganzheitlichen lebenswelt oft 
zu kurz kommen. und sie leiden noch immer unter 
einem verständnis von Bürgerbeteiligung, das sich 
auf das „Informieren“ beschränken möchte, eine 
öffentliche Beratschlagung „auf augenhöhe“, die 
transparente entscheidungsfindung und begründe-
te entscheidung jedoch für unnötig hält. 

vor allem weisen diese verfahren aber, wie von 
Wissenschaftlern mitunter betont wird, oftmals 
erhebliche demokratische schräglagen auf (Jörke 
2011), dergestalt, dass in der regel gut ausgebildete 
und argumentationsstarke angehörige der gesell-
schaftlich etablierten, vor allem aus der sozial besser 
gestellten mittelschicht, lokale Prozesse der Bürger-
beteiligung dominieren. Diejenigen gesellschaftli-
chen Gruppen, die unter schwierigen, teils prekären 
sozialen verhältnissen leben, nehmen dagegen im-
mer weniger daran teil. und wenn sie teilnehmen, 
dann fühlen sie sich oft nicht ernstgenommen oder 
unfair behandelt.

Damit bergen diese mittelschichtsfokussierten 
verfahren das risiko, die lokale Demokratie und 
den sozialen Zusammenhalt in den städten eher 
zu schwächen und die Polarisierung zwischen 
„oben“ und „unten“ zu stärken, anstatt sie einzu-
dämmen. als Folgen, so die harsche Kritik, drohen 

soziale ausgrenzung sowie zunehmende resigna-
tion und politische abwendung der Betroffenen 
(z.B. Öztürk 2011).

selbst bei Kommunalwahlen, die aufgrund der 
geringen Wahlbeteiligung sozial schwächer Gestell-
ter in der Kritik stehen, gibt es eine breitere mit-
wirkung, als bei der klassischen Bürgerbeteiligung 
(Jörke 2010; Bertelsmann 2014). verstärkt wird dies 
noch durch die These, es gebe dabei auch erhebli-
che kommunikative Defizite. Kommunikation setze 
anspruchsvolle individuelle Fertigkeiten voraus, z.B. 
die ausdrucksfähigkeit. Diese Fertigkeiten seien in 
der Gesellschaft aber ungleich verteilt und würden, 
vermittelt über die klassische Bürgerbeteiligung, 
neben der sozioökonomischen noch eine weite-
re Form der strukturellen ungleichheit befördern. 
so dürften eine einseitige, die lebenswirklichkeit 
ausblendende Themensetzung aus expertensicht, 
Beteiligungsformate, die auf den besser gebildeten 
und gestellten Teil der menschen zugeschnitten 
sind, eine für laien oft unverständliche sprache der 
akteure, selbst in Informationsmaterialien, den aus-
schluss der sozial schlechter gestellten Bürgerinnen 
und Bürger sowie die einseitige Interessendurchset-
zung der sozial besser Gestellten und etablierten 
erheblich unterstützen.

auch diese sachverhalte lassen sich mit Befun-
den der vhw / sinus – Trendstudie 2015 empirisch 
unterlegen. Gefragt wurde z.B. nach dem generel-
len Interesse an der Bürgerbeteiligung. Dem über-
durchschnittlich großen Interesse der gut ausge-
bildeten und über hohe einkommen verfügenden, 
also sozial besser gestellten milieus (z.B. Performer: 
37,1 Prozent) an anspruchsvollen, moderierten Bür-
gerversammlungen stand im ergebnis der Befra-
gung ein unterdurchschnittliches Interesse bei den 
sozial schlechter gestellten milieus gegenüber (z.B. 
Traditionelle: 9,0 Prozent). 

Deutlich zeigt sich die unzufriedenheit der sozial 
schlechter gestellten milieus mit der Bürgerbeteili-
gung, einhergehend mit dem Gefühl, sie seien in 
Bürgerveranstaltungen nicht willkommen und ihre 
Belange seien nicht von großem Interesse. Während 
z.B. 54 Prozent der konservativ-etablierten „ober-
schicht“ mit der lokalen Bürgerbeteiligung zufrie-
den sind, gilt dies nur zu 25 Prozent für menschen 
mit prekären lebensbedingungen. und während 
sich nur 12 Prozent der liberal-Intellektuellen in Be-
teiligungsveranstaltungen nicht willkommen fühlen, 
gilt dies für 55 Prozent der sozial schwächer gestell-
ten Konsum-hedonisten. und nicht zuletzt glauben 
über 60 Prozent der meist jüngeren Konsum-hedo-
nisten und menschen mit prekären lebensbedin-
gungen, dass sich niemand für ihre Belange inter-
essiert. Diese ergebnisse lassen wenig spielraum für 
Interpretationen: vor allem jüngere, sozial schlech-
ter Gestellte sowie menschen mit migrationshin-
tergrund sind in der Bürgerbeteiligung unterdurch-
schnittlich vertreten und fühlen sich gegenüber den 
gesellschaftlich etablierten benachteiligt.

versteht man aber neben der repräsentation 
auch die gleichberechtigte mitwirkung der ganzen 
Breite der Gesellschaft als zentrales Kriterium demo-

kratischer legitimation, dann droht die klassische 
Bürgerbeteiligung mit ihrer ungleichen selbstrekru-
tierung und dem Trend zur exklusivität zum verlust 
an legitimation beizutragen. vor allem, wenn die 
ergebnisse von akteuren geprägt werden, die nicht 
durch Wahlen oder eine repräsentative Öffentlich-
keit legitimiert sind. Wenn es also nicht gelingt, so 
das zweite Zwischenfazit, die Bürgerbeteiligung mit 
ihrer strukturellen ungleichheit künftig inklusiver zu 
gestalten, sind damit angestrebte demokratische 
Gemeinwohl- und legitimitätsgewinne kaum noch 
gewährleistet.

Inklusion oder: Der Weg ist das Ziel 
Der vhw Bundesverband für Wohnen und stadtent-
wicklung hat vor diesem hintergrund im Jahr 2010 
zusammen mit 16 Groß- und mittelstädten ein städ-
tenetzwerk gegründet und die „stärkung der loka-
len Demokratie durch bürgerorientierte integrierte 
stadtentwicklung“ zum leitziel ernannt. seitdem 
konnte in zahlreichen Beteiligungsverfahren, z.B. in 
Berlin, hamburg, essen, mannheim oder ludwigs-
burg ein innovatives Instrumentarium inklusiver 
Beteiligung entwickelt, erfolgreich umgesetzt und 
einer wissenschaftlich fundierten Qualitätsprüfung 
unterzogen werden. Dieses Instrumentarium knüpft 
an die konstatierten schwachstellen der klassischen 
Bürgerbeteiligung an und gibt zahlreiche Impulse zu 
deren Weiterentwicklung.
Dazu gehören im Kern:
– eine analytisch fundierte agenda, die nicht allein 
von der Kommune, sondern auch von allen anderen 
akteuren mitbestimmt werden kann, 
–  eine steuerungsgruppe aus Politik, verwaltung, 
Zivilgesellschaft und Bürgerschaft, der die Gestal-
tung, kritische Begleitung und auswertung des Be-
teiligungsverfahrens obliegt, 
– eine offen kommunizierte, politische selbstver-
pflichtung der Kommune, die ergebnisse der Be-
teiligung einer transparenten abwägung zu un-
terziehen, die entscheidung der politisch verant-
wortlichen ausführlich zu begründen und an die 
Bürgerinnen und Bürger zurückzuspielen sowie die 
Beteiligungsergebnisse nach möglichkeit auch um-
zusetzen und
– die intensive, durch ein ausgefeiltes Instrumenta-
rium gewährleistete einbindung aller Bürgerinnen 
und Bürger der stadtgesellschaft sowie ihrer Inter-
essen und Bedürfnisse in eine zielgenau zugeschnit-
tene verfahrensgestaltung. 

Für eine nachhaltige verbesserung der gesell-
schaftlichen Inklusion dürften aus diesem Instru-
mentarium besonders nachfolgende Bausteine von 
herausragender Bedeutung sein:
•	Die verwendung des mikrogeographischen Instru-

mentariums der milieuforschung erlaubt eine ge-
naue, gleichwohl datenschutzrechtlich einwand-
freie Bestimmung der milieus, die in bestimmten 
Quartieren ansässig sind. unter verwendung em-
pirischer Grundlagen der milieuforschung zu be-
teiligungsaffinen und -fernen milieus und deren 
Kommunikation ist es möglich, eine raumbezoge-
ne und milieuspezifische strategie der ansprache Quelle: Die Welt vom 4.9.2016, eigene Darstellung
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sowie der gezielten einladung und Beteiligung für 
diese Quartiere und Bewohner abzuleiten und ein 
breiteres spektrum gesellschaftlicher milieus an 
die politische mitwirkung heranzuführen.

•	Qualitative und quantitative netzwerkanalysen 
über die institutionellen landschaften bei der mit-
wirkung zur Quartiersentwicklung verdeutlichen, 
welche einrichtungen, die ggf. über Zugänge zu 
bestimmten sozialgruppen und milieus verfügen, 
gut vernetzt und eingebunden sind, welche ein-
richtungen oder Initiativen eher am rande stehen, 
ein eigenes Teilnetzwerk unterhalten oder gar 
nicht in die Quartiersentwicklung eingebunden 
sind. Diese erkenntnisse erlauben die ableitung 
konkreter empfehlungen, mit Blick auf eine opti-
mierte vernetzung, Zusammenarbeit und ressour-
cennutzung sowie eine verbesserte mitwirkung 
der Bürgerinnen und Bürger bei der integrierten 
Quartiersentwicklung.

•	 Interviews mit zufällig ausgewählten, von ex-
perten benannten oder mit gleichmäßig über 
das Quartier verteilten Gesprächspartnern, ge-
rade auch aus beteiligungsfernen milieus, und 
die Durchführung ausgewählter Fokusgruppen-
gespräche ermöglichen den direkten, vertrauen 
bildenden und aktivierenden Kontakt zu den mit-
menschen. Die Gespräche und Interviews münden 
in einem stimmungsbild, das je nach gewählter 
strategie einen unverfälschten einblick gibt in die 
einstellungen, Werte und Bedürfnisse der milieus, 
der Fokusgruppen oder der Quartiersbewohner 
zu Fragen der stadt- und Quartiersentwicklung. 
Diese einblicke können in Folge in die arbeitspro-
zesse und Beteiligungsbausteine der stadt- und 
Quartiersentwicklung eingebunden werden und 
ggf. als bürgernahes Korrektiv administrativer und 
politischer sichtweisen dienen.

•	 Die Kooperation mit Kulturdolmetschern, z.B. mit 
den neuköllner „stadtteilmüttern“, zielt darauf 
ab, dass menschen mit migrationshintergrund 
eher den Kontakt zu anderen, ihnen kulturell na-
hestehenden, vielleicht aber noch etwas fremden 
menschen finden, und diese in professionellen, 
leitfaden gestützten Interviews authentisch über 
ihre einstellungen, Werte, Bedürfnisse und sorgen 
sprechen können. selbiges gilt auch für menschen, 
die besonderen Gruppen der stadtgesellschaft na-
hestehen (z.B. Jugendbetreuer) oder die ggf. einen 
Zugang zu beteiligungsfernen Gruppen herstellen 
können. Die ergebnisse der Gespräche werden 
anonymisiert in Protokollen niedergelegt, in aus-
führlichen Berichten ausgewertet und transparent 
gemacht. auf diese Weise finden die ergebnisse 
eingang in die arbeitsprozesse und intensiven mit-
wirkungsbemühungen der Quartiere.

•	Beteiligungsformate, die sich zu einer inklusiven, 
fair moderierten Beratschlagung „auf augenhö-
he“ verpflichten, können entweder offene, nur 
bedingt selbstrekrutierende Foren sein, die auch 
bei vielen Teilnehmenden in überschaubaren 
Kleingruppen und professionell moderiert mitei-
nander das Gespräch und die „vernünftigsten ar-
gumente“ suchen, oder aber kleine, geschlossene, 

ggf. per quotierter Zufallsauswahl repräsentativ 
zusammengesetzte Bürgerjurys. entscheidend ist 
die alle einbeziehende Form der moderation, das 
vorliegen möglichst vollständiger Information und 
expertise, das streng nach regeln der Gleichbe-
rechtigung verlaufende, vernunft- und lösungsori-
entierte Gespräch sowie der versuch aller, zu einer 
einvernehmlichen lösung oder Beschlussempfeh-
lung zu gelangen. solche durch intensive rekrutie-
rungsbemühungen (einladungen, Zufallsauswahl, 
ansprache etc.) unterstützte Foren erreichen i.d.r. 
nicht nur jene, die sich relativ leicht tun, an einer 
öffentlichen Bürgerbeteiligung teilzunehmen und 
sich aktiv einzubringen. sie erreichen nach und 
nach auch jene, die vordergründig wenig Inter-
esse aufweisen, denen eine solche Form der öf-
fentlichen mitwirkung und meinungsäußerung 
zunächst eher fremd ist und jene, denen es schwer 
fällt, sich von alleine einzubringen. 

•	Die Prozesse und ergebnisse qualitativ hochwerti-
ger, anspruchsvoller Beteiligungsformen mit einer 
repräsentativen Zusammensetzung der Teilneh-
menden aus allen Kreisen der stadtgesellschaft 
verfügen in der regel aufgrund ihrer repräsen-
tativität und Qualität über ein vergleichsweise 
sehr viel höheres maß an politischem Gewicht, 
akzeptanz und demokratischer legitimation, als 
herkömmliche Beteiligungsformate.

•	nicht immer bergen die Interviews und Fokusgrup-
pengespräche für die experten der Quartiersent-
wicklung wegweisende erkenntnisse. oft werden 
auch nur alltägliche sorgen angesprochen, wie 
verschmutzung, sicherheit oder lärm. Das bedeu-
tet aber keinesfalls, dass man auf diese hinweise 
oder die ganze Bürgerbeteiligung aus Gründen 
der effizienz verzichten könnte. „Das wissen wir 
doch alles“ – diese aussage mag inhaltlich richtig 
sein, jenseits dessen sind jedoch auch die aus den 
Gesprächen resultierenden demokratischen effek-
te politisch von wesentlicher Bedeutung – ähnlich 
wie auch bei Wahlen, auf die trotz hervorragender 
Prognosetechniken aus demokratischen Gründen 
nicht verzichtet wird. Die aktiv mitwirkenden an 
solchen Prozessen entwickeln angesichts der in-
teressierten Befragungen, Gespräche und der ver-
trauten ergebnisse, die sie öffentlich präsentiert 
bekommen und als „ihre stimme“ nachvollziehen 
können, ein Gefühl des Gefragt- und Gehört-
Werdens. sie fühlen sich ernst genommen und in 
der Gesellschaft akzeptiert und integriert, wie die 
nachträgliche evaluationen erfolgreicher Beteili-
gungsverfahren vielerorts gezeigt haben. In Folge 
dessen nimmt auch die Bereitschaft der mitwir-
kenden, sich künftig erneut an Dialogprozessen 
zu beteiligen, nach eigenen aussagen deutlich zu. 
und nachgewiesen ist, dass bei den Teilnehmen-
den in zunehmendem maße auch die Bereitschaft 
steigt, selbst unliebsame entscheidungen zu ak-
zeptieren, wenn sie auf der Basis gemeinsamer 
Diskussionen und transparenter Begründungen 
getroffen wurden.

•	Die Politikwissenschaften verfügen über mehre-
re wissenschaftlich anerkannte Instrumente, mit 

denen die Qualität von Bürgerbeteiligung gemes-
sen werden kann und die einen einblick in nach-
gefragte Qualitäten ermöglichen. sie basieren im 
Kern auf der Frage, ob es gelingt, bei experten, 
Politikern und Bürgern ein Gefühl von Zufrieden-
heit hervorzurufen, dass sie sich alle aktiv und in 
kompetenter Funktion einbringen können. nur 
wenn sich, so das dritte Zwischenfazit, alle mitwir-
kenden informiert, kompetent sowie fair und ge-
recht behandelt fühlen und wenn sich die besten 
argumente im sinne des Gemeinwohls zwanglos 
im Gespräch durchsetzen können, handelt es sich 
um ein hochwertiges Beteiligungsverfahren.

Hic forum est, populus proberat!  
Hier ist das Forum, das Volk eilt (herbei)!
schon die alten römer zog es, wie dieses Zitat an-
deuten mag, zum Forum, dem ort, an dem auch 
Politik öffentlich verhandelt wurde. und in zeitge-
mäßer adaption muss dieser anspruch noch heute 
als demokratischer Wert Gültigkeit besitzen. Die 
hier skizzierte Bürgerbeteiligung, so das abschlie-
ßende Fazit, konnte in diesem sinne bereits erfreuli-
che Fortschritte bei der Inklusion und Zufriedenheit 
der Bürgerinnen und Bürger erzielen. sie stellen 
ein gewiss ausbaufähiges, gleichwohl durchaus ge-
eignetes Instrumentarium zur verfügung, das bei 
breiter anwendung dazu beitragen kann, dass die 
lokale Demokratie eben nicht, wie Kritiker meinen, 
zu einer leeren hülle und nicht zu einer bloßen De-
mokratie der etablierten verkommt. 
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d ie afD plakatiert: „volksabstimmungen. 
Wir wollen, dass sie entscheiden“. auch 
die sPD-Bundestagsfraktion setzt sich für 

volksentscheide ein, zum Beispiel mit dem Ge-
setzentwurf vom Juni 2013. Wollen wir etwa das 
Gleiche wie die afD? antwort: nein, definitiv nicht. 
Wir unterscheiden uns inhaltlich fundamental. Die 
rechtspopulisten verachten das parlamentarische 
system. Wir sozialdemokraten achten und schützen 
unsere seit 67 Jahren erfolgreiche parlamentarische 
Demokratie und wollen sie durch volksbegehren 
und volksentscheide ergänzen. achtung statt ver-
achtung. Das ist der unterschied. 

Bei den vergangenen fünf Bundestagswahlen 
fiel die Wahlbeteiligung von 82,2 Prozent auf 71,5 
Prozent. Die Partei der nichtwählerinnen und nicht-
wähler erhielt somit 2013 rund 17 millionen stim-
men. es gab keine Partei, die mehr stimmen erhielt: 
Die sPD errang rund 11,2 millionen Zweitstimmen; 
die cDu 14,9 millionen. Bei den letzten Kommunal-
wahlen sah das verhältnis noch schlechter aus: In 
niedersachsen gingen gerade mal 55 Prozent der 
Wahlberechtigten zur Kommunalwahl, in sachsen 
rund 50 Prozent, in nrW waren es 42 Prozent. 

Achtung statt Verachtung 
der Demokratie 
sozialdemokraten fordern, das parlamentarische system 
durch volksbegehren und volksentscheide zu ergänzen

Autor Lars Castellucci

Bei den jüngsten landtagswahlen ist die Wahl-
beteiligung nun überall gestiegen. Ist das ein Zei-
chen, dass die Zustimmung zu unserer repräsen-
tativen Demokratie wieder wächst? nein, höhere 
Wahlbeteiligungen gibt es immer dann, wenn die 
menschen das Gefühl hatten, zwischen zwei kon-
trastreichen Positionen entscheiden zu können, 
die beide realistisch aussicht auf erfolg haben 
könnten. oder wenn die populistischen stimmen-
fänger die unzufriedenheit der menschen auffan-
gen. Dennoch: Die Gruppe der nichtwähler bleibt 
weiterhin die größte Gruppe. Zwischenhochs he-
beln die langfristigen Trends nicht aus. studien 
prognostozieren, dass es über die Generationen 
schlechter werden wird, Junge gehen weniger zur 
Wahl als die Älteren. schließlich: sind Protestwäh-
ler dauerhaft für unsere Demokratie zurückge-
wonnen, weil sie wählen? Zu erwarten ist eher das 
Gegenteil: dass die Populisten mit ihren einfachen 
lösungen nur neue enttäuschungen produzieren 
und sich am ende noch mehr menschen dauerhaft 
abwenden. 

Deshalb müssen wir schritte aufeinander zu 
gehen. es ist ein Zeichen einer reifen Demokratie, 

den menschen auch jenseits von Wahlen Beteili-
gungsmöglichkeiten bis hin zu entscheidungsmög-
lichkeiten in sachfragen zuzugestehen. Dabei geht 
es insgesamt um eine lebendigere Demokratie, in 
der sich repräsentative, direktdemokratische und 
informelle elemente gegenseitig stützen und be-
fruchten. auf diese verzahnung legen wir Wert. 
Die sPD-Bundestagsfraktion fordert seit langem 
direktdemokratische verfahren auf Bundesebene. 
Dabei sollten der Bundestag und der Bundesrat in 
den Dialog eingebunden werden. notwendig ist 
auf der anderen seite, sozial- und bildungspolitisch 
die voraussetzung dafür zu schaffen, dass die Be-
teiligungsmöglichkeiten von einer breiten Öffent-
lichkeit in anspruch genommen werden und nicht 
nur spielwiese einer akademischen minderheit 
werden. hier greifen die maßnahmen von sozialer 
sicherung und frühestmöglicher Förderung, die wir 
als sPD-Bundestagsfraktion umsetzen, ineinander. 
letztlich ist dies auch voraussetzung dafür, dass 
sich mehr menschen aktiv diesem repräsentativen 
system zur verfügung zu stellen, uns also in Ge-
meinderäten, Kreistagen, auf landes- und Bundes-
ebene verstärken.

Bundesprogramm „Demokratie leben!“
auch auf der lokalen ebene brauchen wir eine stär-
kere verbindung der bestehenden repräsentativen 
Demokratie mit den vielerorts wachsenden bürger-
demokratischen Instrumenten in unserem land. In 
den städten und Gemeinden kann das am einfachs-
ten organisiert werden. um die entwicklung von 
Konzepten zu unterstützen, die auf kommunaler 
ebene Demokratie und vielfalt fördern, haben wir 
das Bundesprogramm „Demokratie leben“ aufge-
setzt. Dabei werden Partnerschaften gefördert, in 
denen die verantwortlichen aus der kommunalen 
Politik und verwaltung sowie aktive aus der Zivil-
gesellschaft zusammen kommen. Die unterstützten 
Projekte decken ein breites spektrum ab – von der 
einrichtung eines Jugendbeirats über Präventions-
programme gegen salafismus bis hin zur Förderung 
von veranstaltungen. Die sPD-Bundestagsfraktion 
hat sich in den vergangenen Jahren erfolgreich da-
für eingesetzt, dass die mittel dafür erhöht und ver-
stetigt wurden. allein in diesem Jahr stellen wir gut 
50 millionen euro zur verfügung. 

unsere Demokratie ist hart erkämpft und – auch 
wenn sie nicht vollkommen ist – lohnt es sich, dafür 
weiter zu kämpfen. Das bleibt unser auftrag. Dafür 
arbeiten wir in der arbeitsgruppe Demokratie der 
sPD-Bundestagsfraktion. 

V.i.S.d.P.:  
Petra Ernstberger, Parlamentarische Geschäftsführerin,  
Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Tel.: (030) 227-744 20,  
petra.ernstberger@bundestag.de

Stimmabgabe bei der Bundestagswahl 2005. Seither ist die Wahlbeteiligung stetig gesunken und liegt bei 71,5 Prozent. 
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d ie lokale Politik zieht es in die sozialen 
medien. Wir folgen dem ruf nach Parti-
zipation und Bürgerbeteiligung und dem 

Wunsch nach mehr Transparenz. Der Zugang zu 
Informationen ist einfach wie nie und ermöglicht 
Beteiligung an politischen Prozessen in echtzeit: 
insgesamt die chance für bürgernahe Politik. 

aber geht dies nicht gleichzeitig auch mit ei-
nem risiko für unsere Demokratie einher? mit 
Blick auf das parlamentarische system stellt sich 
die Frage, an welcher stelle die Partizipation des 
einzelnen seine Grenze hat und wer oder was die-
se Grenze setzt. Ist die crowd, die allumfassende 
aber dennoch lose Gemeinschaft, selbstorganisa-
tionsfähig oder bedarf es dennoch eines hierar-
chischen systems? Wie wirkt Partizipation so, dass 
sie online und offline zum nutzen der Gesellschaft 
beitragen kann, ohne durch Wahlen legitimierte 
Kräfte abzuhängen oder aus ihrer verantwortung 
zu entlassen?

mein Bürgermeister-Kollege christoph mei-
neke und ich haben uns auf der Internet-messe 
re:publica Ten in Berlin diesem Thema genähert. 

Die Basics: zuhören, aufnehmen und 
einordnen
Wurden die möglichkeiten der online-Partizipa-
tion zunächst unterschätzt, nutzen politische ak-
teure in Kommunen zunehmend soziale medien, 
um ihre Ideen zu verbreiten und zur Diskussion 
zu stellen. Besonders die verknüpfung der on-
line- mit der offline-Kommunikation eröffnet 
chancen für einen gesellschaftlichen Diskurs und 
für selbstkritik. Das aufnehmen und vor allem 
annehmen der beteiligten Personen und ihrer 
Bedürfnisse entscheidet über den erfolg der Par-
tizipation digital wie analog:

hausbesuche sind keine neue erfindung, sie 
sind gerade bei Direktwahlen eine geübte und 
bewährte Form der Direktkommunikation. Der 
mensch schaut als erstes vor seine haustür. Prob-
leme betreffen ihn hier direkt. oft hat er bereits 
einen lösungsvorschlag; dieser ist nicht immer 
umsetzbar, aber er fühlt sich ernst- und ange-
nommen, wenn die Kandidatin bereit ist, sich 
dem Thema zu nähern und die sichtweise des 
Gegenübers aufzunehmen. 

Der digitale hausbesuch z.B. per social-media 
hat bei entsprechender anwendung den gleichen 
effekt. Dabei zeigt sich, dass der Wunsch nach 

Partizipation,  
Kooperation, Hierarchie 
Teilhabe analog und digital

Autorin Ramona Schumann

direkter Beteiligung oft punktueller natur ist; also 
das direkte lebensumfeld betrifft. sie deckt nur 
einen geringen Teil im kommunalen Gesamtge-
füge ab.

Die kommunale selbstverwaltung hingegen 
funktioniert als repräsentatives demokratisches 
system. menschen werden entweder per Direkt-
wahl oder listenwahl in ein amt oder ein Par-
lament gewählt und erfahren dort eine grund-
rechtliche legitimation allumfassende gemeindli-
che entscheidungen mit zu treffen. es gibt kaum 
einschränkungen der passiven Wählbarkeit. somit 
ist es in der Theorie grundsätzlich allen möglich, 
sich an der politischen Willensbildung vor ort zu 
beteiligen. 

Bürgerbeteiligung verursacht damit in der Pra-
xis einige Bruchstellen, die es ehrlich zu benennen 
gilt, damit anspruch und Wirklichkeit nicht ausei-
nanderklaffen. 

schwierigkeiten gehen meist mit legitima-
tionsproblemen einher. Das eher hierarchische 
system der rechtlichen Bestimmungen und Kom-
munalgesetze führt in der Praxis zu ritualisierten 
über legislaturperioden eingeübte Prozesse. Der 
Wunsch nach direkter Gestaltung aus Bürgersicht 
bringt damit Konflikte in die bisherige ordnung 
des systems

Das Wort „ordnen“ sollte daher bewusst einen 
hohen stellenwert einnehmen. um dem anspruch 
der Bürgerinnen nach Beteiligung nachzukom-
men und die positive Wirkung des Gehörfindens 
zum erfolg zu führen, ist es daher ein bewährtes 
mittel die Themen einzuordnen und zuzuordnen.

Das erfolgreiche Einbinden durch 
interagieren
Parteien nutzen die möglichkeiten der verein-
fachten Interaktion durch digitale Kanäle auch 
zur umsetzung der eigenen basisdemokrati-
schen ansprüche. Foren in mitgliederbereichen 
beispielsweise sollen es ermöglichen, sich aktiv 
an der Gestaltung der Parteienausrichtung zu 
beteiligen. 

häufig wird verkannt, dass die userin immer 
mehr zur reinen Konsumentin avanciert. Wir 
konsumieren nachrichten, Informationen und 
Kommunikation in sekundenbruchteilen und sind 
ungeheuren Datenmengen ausgesetzt. Der Wert 
eines „zuletzt aktiv“ gewinnt an überragender 
Bedeutung. Das aufrufen von Internetseiten er-

folgt meist nicht mehr aktiv durch direktes an-
wählen, sondern aus social-media-apps heraus 
oder per suchmaschine. 
Zur erfolgreichen Interaktion mit der userin oder 
dem Parteimitglied kommt es daher am ehes-
ten, wenn mindestens ein unkomplizierter direk-
ter Zugang zur anbieterin via app bzw. direkter 
verlinkung vorhanden ist. Das gilt für politische 
akteure ebenso wie für verwaltungen. Weiterhin 
bedarf es einer aktiven, aktivierenden sowie er-
gebnisoffenen Kommunikation für eine schnelle 
zielgerichtete Interaktion.

In der kommunalen Praxis erweist sich außer-
dem die analoge Kommunikation, also die per-
sönliche ansprechbarkeit, als unverzichtbares ele-
ment des Dialogs.

Gemeinsame Ergebnisse erzielen:
kooperieren und kollaborieren
In der Praxis sind die legitimationsprobleme 
neben der althergebrachten organisation und 
trainierten Kulturen der verwaltung ein Faktum, 
das moderne Kooperationsformen mit der Bevöl-
kerung erschwert. Die behördliche leistungser-
stellung funktioniert auch ohne die Bürgerinnen 
und Bürger. Die Grundhaltung der verwaltung ist 
häufig defensiver natur: Der Wunsch nach risiko-
minimierung und rechtlicher sicherheit steht im 
vordergrund. nach außen wird dies aber häufig 
als behindernd empfunden. hochreglementierte, 
formelle verfahren, in deren verlauf die Gefahr 
besteht, dass die Bürgerinnen und Bürger nach 
Jahren der Planung durch ermüdung aussteigen, 
verstärken den eindruck.

Die erwartete und gewollte Kooperation der 
entscheidungsträger (Politik), organisatoren (ver-
waltung) mit den Bürgern bedarf einer Öffnung. 
hier zeigt sich in der Praxis, dass es keine allum-
fassenden lösungen gibt. so individuell wie die 
menschen sind die Kommunen und ihre akteure. 
erfolgversprechend für den kollaborativen Teil ist, 
dass die entscheidungsträger und die verwaltung 
sich in der anfangsphase sukzessive an die com-
munity herantasten.

als geeignet haben sich Projekte herausgestellt, 
die einen Benefit für die Kommune und einen po-
sitiven Werbeeffekt mitbringen. Wer kennt seine 
Gemeinde, sein Dorf, seine nachbarschaft besser 
als die einheimischen? man bündelt Wissen und 
tiefere Kenntnisse in für die Kommune gewinn-
bringende Projekte. Die daraus resultierende Bin-
dung der einwohnerschaft an ihre Kommune birgt 
ein hohes Potenzial an Wissen-und Kompetenzer-
weiterung für die Gemeinschaft insgesamt. nicht 
zu unterschätzen ist die Tiefe und länge eines sol-
chen Projektes sorgfältig abzuwägen und im lau-
fe des verfahrens immer wieder auf aktualität zu 
überprüfen. Für verwaltung und Politik entstehen 
in diesen Prozessen ganz neue aufgaben, denen 
man sich stellen muss. abläufe und rituale werden 
durch Fremdeinwirkung gestört. Die Parallelität 
weicht in der Praxis beispielsweise einer Gleichzei-
tigkeit einzelner schritte. 

Ziele durchsetzen, um zu bewahren
Der schutz der rechte des einzelnen, aber auch 
verschiedene sachzwänge und unpopuläre Frage-
stellungen erfordern auch künftig ein hierarchi-
sches system. Das Durchsetzen gerade unpopu-
lärer entscheidungen bedarf eines systemischen 
schutzes, um Kritik und auseinandersetzungen 
professionell abzuarbeiten. 

es gibt also den Punkt, an dem die Partizipa-
tion ihre Grenze erfährt: Bei entscheidungen, die 
sachzwängen unterliegen und in der Bevölkerung 
nicht sachlich sondern emotional diskutiert wer-
den, wird diese Grenze sehr deutlich. unpopulä-
re entscheidungen vorzubereiten erscheint noch 
geeignet für einen Partizipationsprozess, aller-
dings mit einer einschränkung: emotional geführ-
te Debatten führen mitunter nicht unbedingt zu 
sachgerechten entscheidungen. auch ist sicher-
zustellen, dass komplexe sachzusammenhänge 
im ausreichenden maße erfasst werden, um eine 
entscheidungsreife herbeizuführen. Zu bedenken 
ist auch das mögliche Frustpotenzial bei den Par-
tizipationswilligen. 

Die politische Kommunikation ist nicht schwie-
riger in der aufgabe an sich, aber komplizierter 
denn je, wenn es um Inhalte geht. Die konsu-
mierende Zielgruppe oder vielmehr der oder die 

user sind auf schnelle Information getrimmt und 
erwartet auf komplexe Fragestellungen immer 
öfter einfache antworten. Diese sind im regelfall 
durch die verantwortlichen nicht lieferbar. eine 
als negativ bewertete entscheidung umzusetzen 
und durchzuhalten ist von gewählten vertretern 
und vertreterinnen sowie Gremien, die sich im 
laufe der Perioden ausreichend sach- und Fach-
kompetenz angeeignet haben, als verantwor-
tung zu begreifen.

Das partizipatorische system erfährt eine ge-
sellschaftliche Grenze; insbesondere wenn es um 
organisierte Zielerreichung geht, ist eine saubere 
schnittstelle von der schwarmintelligenz hin zum 
organisierten hierarchischen system, das die ent-
scheidungsträger auch schützt, unerlässlich.

Getroffene entscheidungen – gerade wenn sie 
im breiten Konsens getroffen wurden – sollen sich 
nachhaltig und auf Dauer für die Kommune entwi-
ckeln bzw. erhalten bleiben. Die nachhaltigkeit be-
zieht sich dabei auf die Bereitschaft der verwaltung 
und der Politik, kollaborative Prozesse fortzusetzen, 
auszuweiten oder sich für weitere Projekte aufge-
schlossen zu zeigen, um nachhaltige Wertschöp-
fung zu generieren und die aktivität der akteure 
zu erhalten. Dazu gehört auch, eine Kultur zu ent-
wickeln, die rückschläge zulässt. 

Fazit
Kommunalparlamente sind die erste möglichkeit 
sich an der Gestaltung der eigenen lebenssphäre 
unmittelbar zu beteiligen.

Dem Wunsch nach (partieller) Beteiligung kann 
mit informellen verfahren nachgekommen werden, 
die der Flexibilität genauso wie arbeitsteiliger or-
ganisation bedürfen, um die Ziele in angemessener 
Zeit und ansprechender Qualität zu erreichen.

ein risiko birgt der schnelle Wandel von akteu-
ren (z. B. durch neuwahlen), Formaten und Kanälen 
derer sich die Kommune immer wieder aufs neue 
nähern muss. hier ist einsatz gefordert.

Die Wahl der mittel und verfahren sollte sich 
individuell am Projekt ausrichten. Gerade die 
passgenaue Definition ist ein erfolgsfaktor für 
gelingende Bürgerbeteiligung, damit diese ei-
ne sinnvolle ergänzung zu den rechtssichernden 
formellen verfahren wird, ohne das system der 
parlamentarischen Demokratie in den Kommu-
nalparlamenten auszuhöhlen. 

Ramona Schumann 
Bürgermeisterin der Stadt Pattensen in 
der Region Hannover 
www.pattensen.de
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Wir sind eine Tochter des Berliner vorwärts Verlags. Unser 
 Spezialgebiet ist die politische Kommunikation. 

Wir konzipieren und realisieren Kampagnen, Printmedien, 
Onlineprojekte und machen mobile Kommunikation möglich.

Unser Prinzip heißt Maßanzug: Wir entwerfen gemeinsam mit 
unseren Kunden einen perfekt sitzenden Medienmix. Weil nur 
zielgenaue Kommunikation ankommt.  

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit!

Network Media GmbH | info@nwmd.de | 030 740 731 672 | www.nwmd.de
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e ine verwaltung kann es sich leicht machen 
mit der Beteiligung der einwohnerinnen 
und einwohner. man zieht sich konsequent 

auf die wenigen gesetzlich vorgeschriebenen 
verfahren zurück und befolgt diese möglichst 
buchstabengetreu. Investitionen in zusätzliches 
Know-how und den aufbau spezieller kommuna-
ler einrichtungen kann man sich dann sparen. al-
lerdings: Den sich wandelnden gesellschaftlichen 
erwartungen wird man mit einer solch defensiven 
haltung nicht gerecht.

Der Wunsch nach mehr mitbestimmung hat sich 
spätestens seit den 2000er Jahren von der Forde-
rung eines gut situierten Bildungsbürgertums hin 
zu einem gesellschaftlich breit verankerten Wandel 
der politischen Kultur verdichtet. Dass sich dieser 
Wertewandel je nach ort und politischer ebene in 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten vollzieht und 
von Brüchen und Widersprüchlichkeiten gekenn-
zeichnet ist, steht dieser Beobachtung nicht entge-
gen. sie sind vielmehr ausdruck des engagements 
und der Pluralität, mit der Beteiligung diskutiert 
wird – bis hin zur Frage, was überhaupt unter Be-
teiligung zu verstehen sei. Die in jüngster Zeit öfter 
zu vernehmende einschätzung, die sache mit der 
Beteiligung sei eine vorübergehende modeerschei-
nung, teile ich jedenfalls nicht. 

Wir Kommunen können uns weder stillstand 
noch eine vogel-strauß-strategie leisten. Keine an-
dere politische ebene ist so nah dran am alltag der 
Bürgerinnen und Bürger. Kommunalpolitik findet 
buchstäblich vor der haustür statt. Was hier ent-
schieden wird, ist unmittelbar für die menschen zu 
sehen und zu erleben. Wir sind daher gut beraten, 
den Wunsch nach konkreter mitgestaltung des ei-
genen lebensumfeldes aufzugreifen. von dem hier-
bei gewonnenen mehr an Informationen können 
verwaltung und Politik profitieren – von der ver-
meidung eskalierter Konflikte sowieso.

Der schritt zu mehr Beteiligung ist allerdings nicht 
konfliktfrei. Das jahrzehntelang eingeübte Zusam-
menspiel von Politik, verwaltung und Interessen-
gruppen gerät zwangsläufig in Bewegung, wenn 
die Bürgerschaft aktiver als bisher in Planungs- und 
entscheidungsprozesse einbezogen wird. Bestehen-
de abläufe müssen angepasst, neue methoden der 
verständigung erlernt werden. ein solcher Wandel 
ist weder leicht noch kurzfristig umsetzbar. er for-
dert allen beteiligten akteuren einen langen atem, 
Frustrationstoleranz und experimentierfreude ab. 

Beteiligung ist keine Wunderwaffe zur Beilegung 
aller Konflikte und Interessensgegensätze, sondern 
ein Werkzeug zu deren konstruktiven Bearbeitung. 
Bürgerbeteiligung kann und sollte auch die politi-
sche entscheidung nicht ersetzen.

mit dem start des modellprojekts „strukturier-
te Bürgerbeteiligung“ im Jahr 2013 hat Potsdam in 
sachen Beteiligung deutlich experimentierfreude 
gezeigt. Das Projekt war zunächst auf drei Jahre 
bis oktober dieses Jahres befristet. angesichts der 
positiven erfahrungen hat die stadtverordneten-
versammlung im Juni 2016 die verstetigung des 
ansatzes beschlossen. aus dem modellversuch ist 
nun also eine dauerhafte Potsdamer einrichtung 
geworden.

Bis dahin hat Potsdam einen bereits über zehn 
Jahre dauernden Weg zurückgelegt.

Ein Start mit Umwegen
ausgehend vom abschlussbericht der enquete-
Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen en-
gagements“ des Deutschen Bundestages beschloss 
die stadtverordnetenversammlung 2004 die dort 
gemachten empfehlungen aufzugreifen.

Über das ob und wie einzelner vorhaben wur-
den und werden in Potsdam engagierte Debatten 
geführt. Die auch bundesweit wahrgenommene 
Behauptung von anonymer seite, man habe die ab-
stimmungsergebnisse des Potsdamer Bürgerhaus-
halts manipuliert, steht hierfür exemplarisch. Wäh-
rend gerade im Bereich der Kinder- und Jugendbe-
teiligung innovative Wege der Beteiligung hin zur 
Bürgerkommune beschritten wurden, herrschte in 
anderen eher Frustration vor.

um den schwung der ersten Jahre nicht in den 
mühen der ebene zu verlieren, war es wichtig, den 
ausbau der Beteiligung auch institutionell noch 
stärker abzusichern. unmittelbar nach dem Beginn 
meiner zweiten amtszeit bat ich daher eine Grup-
pe von vertretern der verwaltung, der universität 
Potsdam und externen Projektplanern ein Konzept 
für die strukturelle verankerung von Bürgerbetei-
ligung auszuarbeiten. Im september 2011 wurde 
es auf einer Bürgerversammlung der Öffentlichkeit 
vorgestellt – und erntete überwiegend ablehnung. 
Im Zentrum der Kritik stand dabei, dass das Kon-
zept selbst nicht unter Beteiligung der Bürgerschaft 
erarbeitet worden war.

als reaktion hierauf riefen wir noch während 
der veranstaltung spontan eine arbeitsgruppe 

bestehend aus Teilnehmenden ins leben, die das 
expertenkonzept kritisch prüfen und grundlegend 
überarbeiten sollte. Die sicht des rathauses im fol-
genden aushandlungsprozess vertrat Dieter Jetsch-
manegg, damals leiter meines Büros und heute des 
Fachbereichs Kommunikation, Wirtschaft und Be-
teiligung, der dieses Thema federführend bearbei-
tet. Die gemischte arbeitsgruppe tagte ein Dreivier-
teljahr wöchentlich. Die auf diese Weise gemein-
sam gewonnenen ergebnisse wurden schließlich im 
mai 2012 auf einem World café der Öffentlichkeit 
vorgestellt und diskutiert, wo sie diesmal eine breite 
unterstützung fanden.

Folgende Kernelemente der strukturierten Bür-
gerbeteiligung in Potsdam schälten sich im Prozess 
heraus:
•	sieben verbindliche Grundsätze für Bürgerbeteili-

gung, an denen sich Politik, verwaltung und ein-
wohnerschaft gemeinsam orientieren sollen

•	die einrichtung eines Beteiligungsrates, der die 
Bürgerbeteiligung in der stadt kritisch begleitet

•	die Gründung einer Werkstadt für Bürgerbeteili-
gung, die über eine zweiteilige struktur verfügt 
und gleichberechtigt von der verwaltung und ei-
nem freien Träger betrieben wird

•	die evaluation des modellprojekts
Diese empfehlungen wurden anschließend von 

der stadtverordnetenversammlung in einem ent-
sprechenden Beschluss für ein zunächst auf drei 
Jahre befristetes modellprojekt „strukturierte Bür-
gerbeteiligung“ übernommen.

Im sommer 2013 konstituierte sich der Beteili-
gungsrat und im november nahm auch das „Büro 
für Bürgerbeteiligung“ seine arbeit auf. als freier 
Träger konnte sich der verein „mitmachen“ im Bie-
terverfahren durchsetzen. Für die evaluation konn-
te im rahmen einer ausschreibung schließlich das 
Deutsche Institut für urbanistik (Difu) gewonnen 
werden.

Viele Wege führen zu mehr Beteiligung
Das Potsdamer modell unterscheidet sich deut-
lich von der vorgehensweise anderer deutscher 
Kommunen. städte wie heidelberg, Bonn oder zu-
letzt Wiesbaden haben in aufwändigen verfahren 
leitlinien für Beteiligung entwickelt. Darin ist der 
umgang mit und das vorgehen in Beteiligungspro-
zessen teils sehr detailliert formuliert. Im vergleich 
nimmt sich das Potsdamer modell wesentlich zu-
rückgenommener aus: Wir haben die drei säulen 
definiert und darauf vertraut, dass wir für praktische 
umsetzungsfragen im verlauf des modellversuchs 
angemessene antworten finden werden. Diese 
hoffnung ist überwiegend – wenngleich nicht für 
alle drei säulen in gleicher Weise – aufgegangen.

unabhängig davon geht eine Debatte über den 
„richtigen“ Weg in sachen Beteiligung am Pro-
blem vorbei. letztlich braucht jede Kommune ei-
nen ansatz, den sie leben möchte, weil er ihr und 
ihrem eigenen selbstverständnis entspricht. Der 
umstand, dass auch die repräsentative Demokratie 
allein schon in den verschiedenen staaten europas 
zum Teil erhebliche ausgestaltungsunterschiede 

aufweist, macht mich zuversichtlich, dass in sachen 
Demokratie viele modelle denk- und gestaltbar 
sind.

Grundsätze für Bürgerbeteiligung
Die bereits im entstehungsprozess von der arbeits-
gruppe entwickelten „Grundsätze für Bürgerbetei-
ligung“ bilden die erste säule des modellprojekts. 
sie umfassen sieben Punkte, die für alle akteure in 
Potsdamer Beteiligungsprozessen handlungsleitend 
sein sollen:
•	verbindlichkeit in Beteiligungsprozessen
•	frühzeitige einbeziehung der einwohnerschaft
•	eine umfassende Informationsbereitstellung
•	eine wertschätzende und gleichberechtigte Kom-

munikation
•	geeignete maßnahmen zur aktivierung aller po-

tentiell Interessierten
•	eine anerkennungskultur, die engagement und 

einsatzbereitschaft positiv verstärkt
•	Gleichbehandlung aller akteure, sichtweisen und 

Interessen
obwohl dies verschiedentlich eingefordert wur-

de, haben wir während der modelllaufzeit bewusst 
darauf verzichtet, die sieben Grundsätze weiter 
auszuformulieren oder anderweitig „operationali-
sierbar“ zu machen. es hat sich gezeigt, dass dies 

für die vertiefung von Beteiligung zunächst nicht 
notwendig war. Im Gegenteil sorgte gerade die 
Bündigkeit der Grundsätze dafür, dass diese in ver-
schiedenen Kontexten wirksam werden konnten: 
sie sind schnell gelesen und verstanden.

In Beteiligungsveranstaltungen waren die 
Grundsätze oft gut sichtbar für alle Teilnehmenden 
angebracht. sie wirkten dabei als ausweis fairer 
spielregeln, an die sich alle anwesenden zu halten 
haben. auch in den nicht-öffentlichen Beratungs-
gesprächen unserer kommunalen Kompetenzstelle, 
der Werkstadt für Beteiligung, kamen die Grund-
sätze in ähnlicher Weise zum einsatz.

WerkStadt für Beteiligung
als zweite säule des modellprojekts erfährt die 
Werkstadt für Beteiligung (ursprünglich unter dem 
namen Büro für Bürgerbeteiligung gestartet) wohl 
die größte öffentliche aufmerksamkeit. seine zwei-
teilige struktur, bei der ein und die gleiche einrich-
tung mittelparitätisch sowohl von der verwaltung 
als auch einem freien Träger, dem mitmachen e.v., 
beschickt wird, ist ungewöhnlich. In selbstverständ-
nis und arbeitskultur bewegen sich verwaltung 
und zivilgesellschaftliche organisationen oft in zwei 
verschiedenen Welten. hier wurden im vorfeld von 
verschiedener seite vorbehalte und Befürchtungen 

geäußert. Würde die Zusammenarbeit mit einem 
gleichberechtigten Partner, der ja ausdrücklich kein 
weisungsgebundener Dienstleister sein soll, in der 
Praxis funktionieren?

es freut mich sehr, diese Frage heute mit einem 
klaren Ja beantworten zu können. Über die han-
delnden Personen ist mitmachen e.v. authentisch 
in der Initiativenlandschaft Potsdams verwurzelt. 
Dies ermöglicht den Zugang zu Gruppen und eine 
offene Gesprächsatmosphäre, die vertreterinnen 
und vertreter der stadtverwaltung so nicht immer 
zur verfügung stehen. Das gleiche Prinzip funktio-
niert natürlich andersherum auch im rathaus. statt 
in förmlichen Gesprächsrunden den austausch zu 
suchen, fällt den verwaltungsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeitern der Werkstadt der Zugang zu der ge-
wachsenen struktur im rathaus oftmals leichter.

Über diese ganz praktischen vorteile hinaus, ist 
der mehrgewinn an „Perspektive“ durch die zwei-
teilige struktur besonders. Bei der Besprechung 
von angelegenheiten und Prozessen innerhalb der 
Werkstadt, ist immer auch noch ein zweiter Blick 
präsent. Das hilft beiden hälften enorm dabei, die 
eigene einschätzung kritisch zu hinterfragen und 
ungewollte „Betriebsblindheit“ zu vermeiden. so 
mancher Interessenskonflikt konnte dadurch wenn 
nicht aufgelöst, so doch ohne vorherige emotionale 

Strukturierte Bürger- 
beteiligung in Potsdam 
erfahrungen und ausblick

Autor Jann Jakobs
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Das solidarische Miteinander stärken
60 Jahre Deutsche Fernsehlotterie – Stütze des Gemeinwohls und Partner der Kommunen 

Anzeige

Die ständig älter werdende Bevölkerung 
ist eine Herausforderung für Kommu-
nen. Umso wichtiger ist ein solidarisches 
Miteinander unter den Bürgern: immer 
mehr engagierte setzen sich für Belange 
in ihrem sozialen, kommunalen Umfeld 
ein. Die Deutsche Fernsehlotterie unter-
stützt finanziell, so dass Hilfe vor Ort 
möglich ist. 

Fast drei Viertel der über 11.000 Kommu-
nen in Deutschland haben bereits heute 
weniger als 5.000 einwohner – eine 
große Herausforderung für die kommu-
nale Verwaltung und Aufrechterhaltung 
des öffentlichen Lebens. zahlreiche 
Kommunen überdenken dabei ihre Rolle 
als Anbieter öffentlicher Leistungen – 
wie sieht die Verwaltung der zukunft 
aus? Doch gerade in den Kommunen 
wird deutlich, wie wichtig Solidarität für 
eine lebendige gemeinschaft ist. Des-
wegen ermöglicht es die Fernsehlotterie 
Menschen, anderen Menschen zu helfen. 
gemeinsam mit ihren Mitspielern fördert 
sie soziale Projekte von Flensburg bis 
garmisch, von görlitz bis Kleeve. 

Helfen, wo Hilfe  benötigt wird
„Seit sechs Jahrzehnten bilden unsere 
Mitspieler eine gemeinschaft, die das 
solidarische Miteinander in Deutsch-
land stärkt“, erklärt Christian Kipper, 
geschäftsführer der Deutschen 
Fernsehlotterie und der Stiftung 
Deutsches Hilfswerk. So unter-
stützt die Fernsehlotterie zusam-
men mit ihrer Stiftung soziale 
Projekte der Wohlfahrtsver-
bände und freier Träger mit 
den Auswirkungen des 
demografischen Wandels 
umzugehen. So zum Bei-
spiel im Quartiersprojekt 
Fischeln: Fischeln, ein 
Stadtteil Krefelds, hat einen 
überdurchschnittlich hohen 
Anteil älterer Menschen. Hier 
bietet der Arbeiter-Samari-
ter-Bund – unterstützt von der 
Soziallotterie – Beratungs- und Schu-
lungsangebote für Angehörige und 
ehrenamtliche sowie Begegnungs-
angebote für Menschen mit und 
ohne Demenz. 

in Mecklenburg-Vorpommern. in der 
Region leben gerade einmal 44 ein-
wohner pro Quadratkilometer. Der 
 Träger stellt vor Ort einiges auf die 
Beine. Mit den Jahren wurde allerdings 
deutlich, dass insbesondere der Bedarf 
an Unterstützung für ältere Menschen 
gestiegen ist. Die „Dörp kieker“ kämp-
fen gegen die Verein samung älterer 

Menschen in der Region. Damit die 
Stellen der Dorfcoaches über meh-
rere Jahre finanziert werden kön-

nen, hat die Deutsche Fernsehlot-
terie das Projekt mit über 80.000 
euro unterstützt. 

…und beim Quartiers
management
„es liegt uns am Herzen, 
Lebens umfelder karitativ und 

sozial so zu gestalten, dass 
besonders ältere Menschen und 

Familien ein lebenswertes Umfeld in 
ihrer direkten Umgebung vorfinden.  
So engagieren wir uns stark in  
der Demografiewerkstatt Kommunen, 
deren ziel es ist, ausgewählte Kom-
munen ‚demografie fest‘ zu machen. 
in diesem Rahmen arbeiten wir auch 

eng mit dem Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
zusammen“, so  Kipper. 

Hohe Chancen auf  
ProjektFörderungen
Die Deutsche Fernsehlotterie ruft 
 weiter auf, Förderanträge an das Deut-
sche Hilfswerk zu senden. „entspricht 
ein soziales Projekt den Förderricht-
linien, stehen die Chancen auf Unter-
stützung sehr gut“, erklärt Kipper. 
einen Überblick über die Förderricht-
linien gibt es auf der Webseite der 
Fernsehlotterie. einen einblick in die 
Projektvielfalt bereits geförderter Maß-
nahmen bietet die neue Online-Platt-
form www.du-bist-ein-gewinn.de.

Die Stiftung DeutScheS 
hilfSwerk
Die Deutsche Fernsehlotterie und die 
Stiftung Deutsches Hilfswerk sind ein 
erfolgreiches „Tandem“ für den guten 
Zweck: Die Stiftung dient der Verteilung 
des Reinerlöses der Fernsehlotterie. Sie 
fördert gemäß ihrer Satzung soziale und 
karitative Projekte und Maßnahmen. 
Über 1,75 Milliarden Euro für über 7.500 
Projekte kamen so in den vergangenen 
60 Jahren zusammen! Gefördert 
werden dabei sowohl gemeinnützige 
Organisationen und Einrichtungen, 
die den Spitzenverbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege angehören oder 
angeschlossen sind, als auch Freie Träger. 
Einen thematischen Schwerpunkt legt 
die Stiftung Deutsches Hilfswerk auf die 
Förderung von Projekten im Bereich der 
Quartiersentwicklung. 

helfen & gewinnen
Die Fernsehlotterie bietet Kommunen 
persönlich gestaltete Lose, die als 
Geschenk zu Geburtstagen, Jubiläen 
oder Dankeschön eingesetzt werden 
können. Ideal für verdiente Bürger, Partner, 
Dienstleister und Kunden. Ein Los hilft 
dort, wo Hilfe benötigt wird, fördert 
soziale Angebote und entlastet somit 
die Kommunen in ihrer Arbeit deutlich. 
Gleichzeitig bietet jedes Los die Chance 
auf attraktive Gewinne.
 
Mehr Infos:   
www.fernsehlotterie.de

ein solidarisches Miteinander ist der Schlüssel, um den  demografischen wandel 
zu meistern.

Projektförderung beim 
 demografischen Wandel…
Darüber hinaus fördert die Fernsehlot-
terie zum Beispiel die „Dörpkieker“ 
der Volkssolidarität Uecker-Randow 

eskalation in einen Beteiligungsprozess überführt 
werden.

Die aufgaben der Werkstadt für Beteiligung 
sind vielfältig. sie bietet unterstützung bei der Ko-
ordinierung von Beteiligung und setzt Impulse für 
deren strukturelle Weiterentwicklung. Zugleich ver-
steht sie sich als eine art kommunales Kompetenz-
zentrum, das über umfangreiches umsetzungs- und 
verfahrens-Know-how verfügt. Für die Potsdamer 
verwaltung mit etwa 2200 mitarbeiterinnen und 
mitarbeitern bedeutet dies, dass das rad nicht in 
jedem Fachbereich neu erfunden werden muss. 
veranstaltungsräume, die sich bei einem Beteili-
gungsprozess des seniorenbüros als sehr geeignet 
erwiesen haben, müssen von den stadtplanern für 
ihre Themen nun nicht mehr auf eigene Faust „neu 
entdeckt“ werden.

ein wichtiges Projekt, bei dem die expertise der 
Werkstadt sich als wertvoll erwiesen hat, war die 
erarbeitung des leitbildes für Potsdam. Der Prozess 
wurde von anfang mit umfangreichen elementen 
der Beteiligung versehen, die in einem mehrstu-
figen vorgehen aufeinander aufbauten. auf eine 
breit angelegte Ideen- und vorschlagssammlung 
zu Beginn folgte im zweiten schritt eine verdich-
tung hin zu „leitbildthesen“, die natürlich auch mit 
den Fraktionen der stadtverordnetenversammlung  
diskutiert wurden. In einem abschließenden Betei-
ligungsschritt anfang 2016, ein knappes Jahr nach 
dem start, wurde die entwurfsfassung des leitbil-
des zur öffentlichen Begutachtung und Diskussion 
gestellt. Die auf diese Weise konsolidierte Fassung 
wird voraussichtlich in diesen Wochen von der 
stadtverordnetenversammlung per Beschluss ange-
nommen.

ungewöhnlich ist auch der ansatz der Werk-
stadt, Initiativen und Bürgergruppen bei der arti-
kulation ihrer Interessen zu unterstützen. Gerade 
Gruppen ohne umfangreiche politische erfahrung 
fällt es durch ein solches empowerment wesentlich 
leichter, ihr anliegen angemessen zu vertreten. In 
der Folge profitiert auch die entsprechende Fach-
verwaltung von dieser Qualifizierung, da die nach 
wie vor notwendigen abwägungen erleichtert 
werden. Zugleich hat sich gezeigt, dass mit weni-
ger frustrierender Kommunikation ein Interessen-
ausgleich eher organisiert werden kann.

ein gutes Beispiel für diesen ansatz bildet der so-
genannte Dialog zu der „Zukunft der siedlungen“. 
aufgrund eines letztinstanzlichen urteils wurden 
unserer städtischen Wohnungsbaugesellschaft Pro-
Potsdam Gmbh insgesamt drei mit restitutionsfor-
derung belastete Wohnkomplexe zugesprochen. 
schnell wurde deutlich, dass die ursprünglichen 
Pläne, zwei siedlungen zu verkaufen, um die sanie-
rung der dritten siedlung zu ermöglichen, auf er-
heblichen Widerstand seitens der Bewohnerschaf-
ten stoßen würden. unterstützt und organisiert 
insbesondere vom trägerseitigen Teil der Werkstadt 
für Beteiligung wurde ein moderierter verständi-
gungsprozess eingeleitet. so gelang es, gemeinsam 
maßgeschneiderte sanierungslösungen für die je-
weiligen siedlungen zu entwickeln.

Inhaltlich erarbeitet die Werkstadt aktuell ein 
Konzept für einen sogenannten „Beteiligungs-
atlas“. Dieses online-angebot soll zunächst als 
Dokumentationszentrum dienen. Welche Beteili-
gungsprozesse zu welchen Themen gab es in den 
vergangenen Jahren? Was waren die wesentlichen 
ergebnisse? Welche möglichkeiten der Beteiligung 
haben einwohnerinnen und einwohner aktuell? 
Perspektivisch kann dieser atlas dann um eine 
vorhabenliste ergänzt werden, mit der der Bedarf 
nach Beteiligung frühzeitig ermittelt werden kann.

Beteiligungsrat
Der Beteiligungsrat ist die dritte säule der struk-
turierten Bürgerbeteiligung in Potsdam. er wurde 
als unabhängiges und ehrenamtliches Gremium 
gemäß unserer hauptsatzung geschaffen und am-
tierte zunächst für drei Jahre. Die bislang bis zu 15 
mitglieder des Beteiligungsrates werden aus vier 
Gruppen berufen: einwohnerschaft (9 Personen), 
stadtverordnetenversammlung und verwaltung 
(jeweils 2 vertreterinnen und vertreter) sowie Fach-
experten (bis zu 2 Personen).

Dem Beteiligungsrat ist es insgesamt am 
schwersten gefallen, seine rolle zu finden. Zu un-
terschiedlich und disparat waren die erwartungen, 
die an dieses Gremium gestellt wurden: sollen sich 
die mitglieder des Beteiligungsrats selbst aktiv in 
Beteiligungsprozesse einbringen oder vor allem 
dessen Planungsprozess kritisch begleiten? Ist er 
anlaufstelle für die anliegen von einwohnerinnen 
und einwohner oder ein Fachgremium der stadt-
verordnetenversammlung? versteht sich der Be-
teiligungsrat als Kontrolleur oder als Partner der 
Werkstadt? Diese unklarheit hat für die mitglieder 
zu frustrierenden momenten geführt. umso mehr 
freut mich die Beständigkeit in der personellen 
Zusammensetzung des Beteiligungsrats. Insbeson-
dere den rein ehrenamtlich tätigen vertreterinnen 
und vertretern der einwohnerschaft hat dies viel 
Durchhaltevermögen abgefordert, für das ich mich 
bedanken möchte.

In den letzten drei Jahren hat sich der Beteili-
gungsrat wiederholt mit seiner eigenen rolle aus-
einandergesetzt. auf mehreren sitzungen und in 
einem eigenen Workshop gelang es ihm, die vielen 
vorstellungen zumindest ein stückweit abzuschich-
ten, so dass nun insgesamt drei voneinander klar 
abgrenzbare varianten nebeneinander stehen. un-
terstützt von der Werkstadt für Beteiligung hat der 
Beteiligungsrat in den vergangenen monaten einen 
vorschlag für seine eigene Weiterentwicklung über 
den modellzeitraum hinaus erarbeitet.

Bei allen schwierigkeiten bekennt sich der Betei-
ligungsrat klar zum bisherigen aufbau. auch künf-
tig soll es eine trialogische Zusammensetzung aus 
einwohnerschaft, Politik und verwaltung geben. 
Die Zahl der ausgelosten Bürgerinnen und Bürger 
wirdmoderat von neun auf 13 mitglieder ange-
hoben. Im sinne unseres Beteiligungsgrundsatzes 
„anerkennungskultur“ wollen wir zudem eine ent-
schädigung einführen, die sich an den geltenden 
regelungen für die von der stadtverordnetenver-

sammlung berufenen sachkundigen einwohnern 
orientiert.

aber der Beteiligungsrat hat bei Weitem nicht 
bloße selbstbeschäftigung betrieben. er war fest in 
konkrete verfahren wie beispielsweise der bürger-
beteiligten erarbeitung des leitbildes für Potsdam 
eingebunden, wo er sowohl im lenkungsgremium 
als auch in der begleitenden Projektgruppe mitar-
beitete. auch bei weiteren Prozessen, wie der öf-
fentlichen Beratung eines umstrittenen Bebauungs-
plans zum Brauhausberg, der entwicklung eines 
Innenstadtverkehrskonzepts oder den Beratungen 
zum areal Plantage/rechenzentrum/Garnisonkir-
che waren seine mitglieder mal als stille Beobach-
ter, mal als aktiv Teilnehmende präsent.

Evaluation
Die evaluation durch das Difu war sehr wertvoll 
für das modellprojekt. Die beiden Projektleiterin-
nen Dr. stephanie Bock und Dr. Bettina reimann 
wählten einen begleitenden ansatz. In regelmäßi-
gen, halbjährlichen reflexionsworkshops kamen 
die am modellprojekt Beteiligten zusammen und 
tauschten sich zu ihren erfahrungen und erwar-
tungen aus. auf diese Weise war es möglich, be-
reits im laufenden modellprojekt auf herausfor-
derungen zu reagieren und miteinander lösungen 
zu entwickeln.

Gleichwohl kommt das Difu zu dem ergebnis, 
dass nicht alle Ziele im modellprojekt erreicht wur-
den. so ist die rolle des Beteiligungsrates trotz 
mancher vorarbeit noch nicht ausreichend geklärt 
– eine aufgabe die zu lösen dem von Januar 2017 
an amtierenden nächsten Beteiligungsrat zufallen 
wird. auch in der Werkstadt für Beteiligung gibt 
es noch verbesserungspotential, beispielsweise 
bei der ressourcensteuerung und der weiteren 
schärfung des aufgabenprofils 

Fußend auf den erfahrungen der letzten Jah-
re erscheinen mir folgende empfehlungen an-
gemessen:
1. Beteiligung lohnt sich – noch mehr, wenn sie 
koordiniert und strukturiert wird.
2. auch wenn die richtung stimmt, bleibt noch 
viel strecke zu gehen.
3. viele Wege führen zu mehr Beteiligung, jede 
Kommune muss ihr eigenes modell finden. Die 
gemeinsame Beschäftigung mit dem Thema Be-
teiligungskultur ist mindestens ebenso wichtig, 
wie die entwicklung von modellstrukturen.
4. Der Potsdamer ansatz funktioniert nicht zu-
letzt auch, weil er aufgrund der breiten erar-
beitung mit einem hohen maß an akzeptanz in 
Bevölkerung und stadtverordnetenversammlung 
ausgestattet ist.

Jann Jakobs 
Oberbürgermeister der  
Landeshauptstadt Potsdam 
www.potsdam.de
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Wir unterstützen

„Offen auf die verschiedensten Menschen zuzugehen ist
genau mein Ding und es freut mich, wenn sie sich bei uns als
Teil einer großen Familie sehen. Und genau das ist meinem
Arbeitgeber auch bei mir und meinen Kollegen wichtig.“meinen Kollegen wichtig.

Melanie U. (Hechingen)
Servicemitarbeiterin


